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Vorwort

Die vorliegende Arbeit befasst sich mit einem Bündel unterschiedlicher polizei-
und ordnungsbehördlicher Maßnahmen, die sich in den vergangenen Jahren zu-
nehmend in der Praxis etabliert haben, um den von einzelnen Personen ausgehenden
Störungen an einem bestimmten Ort frühzeitig zu begegnen. Diese Maßnahmen eint
das Ziel, Personen bereits vom Aufsuchen derjenigen Örtlichkeiten abzuhalten, an
denen mit einem störenden Verhalten dieser Personen gerechnet wird. Ausgerichtet
an diesem Ziel, werden die einzelnen Maßnahmen im Rahmen dieser Arbeit unter
dem Begriff der Fernhaltemaßnahmen zusammengefasst und einer eingehenden
Untersuchung hinsichtlich ihres Anwendungsbereiches, ihrer Grundrechtsrelevanz
und ihrer tatbestandlichen Voraussetzungen unterzogen. Zudem widmet sich die
Arbeit der Frage, welche Maßstäbe an die personenbezogene Gefahrenprognose
anzulegen sind, um eine Fernhaltemaßnahme erlassen zu können. Die Untersuchung
konzentriert sich überwiegend auf den in der Praxis wohl wichtigsten Anwen-
dungsbereich, die Anwendung von Fernhaltemaßnahmen im Rahmen von Fuß-
ballspielen. Ihre Ergebnisse dürften jedoch ohne Einschränkungen auch auf andere
Anwendungsbereiche übertragen werden können.

Die Arbeit entstand weitgehend während meiner Tätigkeit als wissenschaftlicher
Mitarbeiter an der Ludwig-Maximilians-Universität München (LMU) sowie am
Karlsruher Institut für Technologie (KIT) zwischen November 2014 und Oktober
2017. Abgeschlossen wurde die Arbeit schließlich parallel zu meiner im Anschluss
aufgenommenen Tätigkeit als Staatsanwalt. Sie wurde im Mai 2019 an der juristi-
schen Fakultät der Ludwig-Maximilians-Universität München eingereicht und dort
als Dissertation angenommen. Die hier zitierten Quellen aus Literatur und Recht-
sprechung sind auf dem Stand der Einreichung.

Auf dem Weg zur Fertigstellung dieser Arbeit haben mich mehrere Menschen
begleitet, denen ich an dieser Stelle von Herzen für ihre Unterstützung danken
möchte.

Mein besonderer Dank gilt an erster Stelle meinem Doktorvater, Herrn
Prof. Dr. Matthias Bäcker, der meine Arbeit sowohl während als auch nach unserer
gemeinsamen Zeit an der LMU und am KIT mit Rat und Tat, insbesondere durch
zahlreiche Anregungen, kritische Rückfragen und konstruktive Gespräche, begleitet
und hierdurch gefördert hat. Gleichsam möchte ich mich bei ihm für die stets ver-
trauensvolle Zusammenarbeit an den Lehrstühlen in München und Karlsruhe be-
danken.



Ein großer Dank gilt auch seiner Nachfolgerin an der LMU, Frau Prof. Dr. Kauf-
hold, an deren Lehrstuhl ich weiterhin tätig sein durfte. Auch bei ihr möchte ichmich
recht herzlich für das angenehme und vertrauensvolle Miteinander am Lehrstuhl,
ihren hilfreichen Rat und ihr stets offenes Ohr bedanken. Zudem gebührt ihr mein
Dank für die Erstellung des Zweitgutachtens.

Ferner gilt mein Dank den Kolleginnen und Kollegen an den Universitäten in
München und Karlsruhe. Euch allen möchte ich für die kollegiale Zusammenarbeit
und den akademischen Austausch besonders danken.

Die letzten Zeilen meiner Danksagung gehören denjenigen Personen, deren
Unterstützung für mich im Privaten stets von unschätzbarem Wert war. Dies ist zum
einen meine Freundin Julia, die meine zeitliche Beanspruchung tolerieren musste
und dennoch mit großem Engagement bereit war, das Lektorat zu übernehmen. Zum
anderen sind dies meine Mutter und meine Großeltern. Ihnen bin ich besonders
dankbar, denn ihre Unterstützung, ihre Fürsorge und ihr Zuspruch auf meinem
bisherigen Lebensweg waren stets ein wichtiges Fundament, welches mir das Er-
reichen meiner Ziele ermöglicht hat. Diese Arbeit sei ihnen gewidmet.

Bonn im Oktober 2020 Tobias F. Fleißner
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Einführung

Ob beim G7 Gipfel, bei Versammlungen, bei Sportveranstaltungen oder zur
Bekämpfung offener Drogenszenen, Fernhaltemaßnahmen haben sich in den letzten
Jahren als typisches Mittel der Polizei- und Ordnungsbehörden zur Abwehr von
Gefahren etabliert.

Fernhaltemaßnahmen zielen darauf ab, eine Person möglichst frühzeitig vom
Aufsuchen bestimmter Örtlichkeiten abzuhalten. Dieses Ziel folgt einer einfachen,
aber naheliegenden sicherheitsrechtlichen Überlegung: Eine Person, die daran ge-
hindert wird, eine bestimmte Örtlichkeit aufzusuchen, kann an dieser in aller Regel
auch keine Probleme bereiten.1

Fernhaltemaßnahmen kommen daher typischerweise schon zur Anwendung,
bevor sich eine Person überhaupt in Richtung einer Örtlichkeit, von der sie fern-
gehalten werden soll, in Bewegung gesetzt hat. Sie werden vor allem dann erlassen,
wenn die Behörden aus rechtlichen oder faktischen Gründen nicht abwarten können
oder wollen, bis eine Person an einer bestimmten Örtlichkeit erscheint, um erst dann
die notwendigen Maßnahmen zur Abwehr der dort bestehenden Gefahren zu er-
greifen.2 Als in der polizeilichen Praxis etablierte Fernhaltemaßnahmen können die
Gefährderansprache, das Aufenthaltsverbot, die Meldeauflage sowie pass- und
ausweisrechtliche Maßnahmen angesehen werden.3

Fernhaltemaßnahmen verfolgen das angestrebte Ziel, eine Person vom Veran-
staltungsort fernzuhalten, ohne der Person ihre körperliche Bewegungsfreiheit zu
entziehen. Darin unterscheiden sie sich von der Ingewahrsamnahme, mit der zwar
ebenfalls erreicht werden kann, dass eine Person einem Ort fernbleibt. Bei der In-
gewahrsamnahme ist dieses Ziel aber die unweigerliche Folge aus dem Entzug der
körperlichen Bewegungsfreiheit. Wegen ihrer erheblichen Eingriffsintensität ist die
Ingewahrsamnahme an enge Voraussetzungen geknüpft, die allenfalls im unmit-

1 Der Anknüpfungspunkt von Fernhaltemaßnahmen ist das einzelne Individuum. Die
Maßnahmen lassen sich daher dem Regime der individuellen Prävention zuordnen. Siehe:
Bäcker, Kriminalpräventionsrecht, S. 61.

2 Fernhaltemaßnahmen fügen sich somit in den allgemeinen sicherheitspolitischen Trend
zu einer möglichst frühzeitig einsetzenden Prävention ein. Vgl. Bäcker, Kriminalpräven-
tionsrecht, S. 5.

3 Kießling, DVBl. 2012, 1210 ff. (1212 f.). In zeitlicher Hinsicht dürfte der Erlass von
Fernhaltemaßnahmen jedenfalls ab Beginn des Kartenvorverkaufs in Betracht kommen, da ab
diesem Moment eine ausreichende Nähe zwischen der Maßnahme und dem schädigenden
Ereignis vorliegt. Siehe: Peters/Rind, LKV 2017, 251 ff. (255).



telbaren zeitlichen Vorfeld einer Veranstaltung vorliegen können.4 In den meisten
Fällen dürfte diese Maßnahme schon aus Gründen der Verhältnismäßigkeit nicht in
Betracht kommen.5Gleichwohl kommt sie in der Praxis ebenso zur Anwendung, wie
der sogenannte Verbringungsgewahrsam. Bei diesem werden Personen, die am
Veranstaltungsort oder auf demWeg zu diesem angetroffen werden, in polizeilichen
Gewahrsam genommen und an einen anderen Ort verbracht.6 Die Maßnahme dient
daher vorrangig dem Wegschaffen und erst nachrangig dem daraus folgenden
Fernhalten von Personen.7 Beim Verbringungsgewahrsam handelt es sich nach dem
hiesigen Verständnis deshalb nicht um eine Fernhaltemaßnahme.

Ein Bedürfnis für die Anwendung von Fernhaltemaßnahmen kann schon aus
faktischen Gründen bestehen, beispielsweise wenn aufgrund der vor Ort herr-
schenden Umstände das Risiko besteht, dass mit den zur Verfügung stehenden
Mitteln die im Einzelfall drohenden Gefahren nicht mit hinreichender Sicherheit
abgewehrt werden können. Dieses Risiko besteht insbesondere in den Fällen, in
denen mit einem relativ unübersichtlichen Szenario gerechnet werden muss, so dass
ein vor Ort anwesender Störer nichtmehr rechtzeitig ausgemacht werden kann, bevor
es zum Eintritt eines Schadens kommt. Das Bedürfnis einer möglichst frühzeitigen
Abwehr von Gefahren unter Anwendung von Fernhaltemaßnahmen ist umso größer,
wenn im Einzelfall mit dem Eintritt eines Schadens an einem hochrangigen
Rechtsgut oder mit einem Schaden größeren Ausmaßes gerechnet werden muss. In
diesen Fällen kann ein längeres Zuwarten bei der Gefahrenabwehr gegebenenfalls
nicht mehr möglich sein, da ein effektiver Schutz der bedrohten Rechtsgüter zu
einem späteren Zeitpunkt nicht mehr hinreichend sicher gewährleistet werden kann.
Ein möglichst frühzeitiges Vorgehen kann somit nicht nur aus praktischen, sondern
auch aus rechtlichen Gründen notwendig sein. Dies betrifft auch diejenigen Fälle, in
denen der für die Abwehr einer Gefahr zuständigen Behörde keine Befugnisse an
dem Ort zustehen, an dem die Gefahr in einen Schaden umzuschlagen droht. Die
Anwendung von Fernhaltemaßnahmen ist mit einer Vielzahl von rechtlichen Pro-
blemen verknüpft, die den Gegenstand dieser Untersuchung bilden. Im Gefahren-
abwehrrecht ist grundsätzlich eine konkrete Gefahr erforderlich, um mit konkret-
individuellen Maßnahmen gegen eine Person vorgehen zu können.8 Je frühzeitiger
die Behörde tätig wird, desto ungewisser ist jedoch der Eintritt eines Schadens.
Fernhaltemaßnahmen bewegen sich daher schon strukturell an der Grenze zwischen
dem Frühstadium einer (konkreten) Gefahr und dem Gefahrenvorfeld, bei dem der

4 Niemeyer, Gefahrenabwehrrechtliche Möglichkeiten, S. 97 f., 110 f.
5 Barczak, JURA 2014, 888 (899 f.).
6 Vgl. Siegel, NJW 2013, 1035 (1038); Krahm, Eindämmung von Hooligangewalt, S. 369;

Niemeyer, Gefahrenabwehrrechtliche Möglichkeiten, S. 115 ff.
7 So auch: Krahm, Eindämmung von Hooligangewalt, S. 370 ff., 377; ebenso: Niemeyer,

Gefahrenabwehrrechtliche Möglichkeiten, S. 115 ff., die jedoch zu einer anderen grund-
rechtlichen Würdigung kommt.

8 Dieser Grundsatz wird aktuell durch die im bayerischen PAG eingeführte Kategorie der
drohenden Gefahr in Frage gestellt. Hierzu vertiefend: Teil 3 I. 5. a)bb).
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Eintritt eines Schadens noch nicht hinreichend wahrscheinlich ist.9 Im Zusam-
menhang mit Fernhaltemaßnahmen bedarf es deshalb einer besonders sorgfältigen
Gefahrenprognose, die die Annahme einer konkreten Gefahr trotz des zeitlichen
Abstands bis zum Eintritt des erwartenden Schadens stützen kann.

Fernhaltermaßnahmen können zudem erheblich in die Rechte des Betroffenen
eingreifen, indem sie die (Fort-)Bewegungsfreiheit faktisch oder rechtlich be-
schränken. Die Intensität des Eingriffs hat zwangsläufig Auswirkungen auf Art und
Inhalt der zum Erlass von Fernhaltemaßnahmen erforderlichen Ermächtigungs-
grundlage, vor allem auf die tatbestandlichen Voraussetzungen, die bei ihrem Erlass
erfüllt sein müssen.

Schließlich stellt sich die Frage, ob der Rückgriff auf hoheitliche Fernhalte-
maßnahmen dort gerechtfertigt ist, wo bereits andere nicht-hoheitliche Akteure
Verantwortung für die Abwehr von Gefahren übernehmen, weil sie selbst hierzu
verpflichtet sind. Dies trifft in besonderem Maße auf Sportveranstaltungen zu, bei
denen der Veranstalter umfangreiche eigene Maßnahmen und Vorkehrungen zur
Absicherung der Veranstaltung vornehmen muss.

Im Rahmen der vorliegenden Arbeit soll diesen Fragen mit der erforderlichen
Gründlichkeit nachgegangen werden. Dabei liegt ein besonderes Augenmerk auf der
behördlichen und gerichtlichen Praxis. Ein Großteil der Fernhaltemaßnahmen wird
anlässlich der Durchführung von Fußballspielen im professionellen und halbpro-
fessionellen Bereich erlassen. Die Ursache liegt nicht zuletzt an der Vielzahl und
Regelmäßigkeit von Fußballveranstaltungen sowie dem üblicherweise beträchtli-
chen Zuschauerandrang. So besuchten in der Bundesligasaison 2017/2018 imSchnitt
etwa 43.879 Personen die Spiele der ersten Bundesliga. In der zweiten Bundesliga
waren es in demselben Zeitraum etwa 17.473 Personen und in der dritten Liga
immerhin noch 6.132 Personen.10 Selbst in der Regionalliga, der höchsten Ama-
teurliga, werden Zuschauerzahlen von durchschnittlich mehr als 1.000 Personen pro
Begegnung erreicht.11 Mit Fußballveranstaltungen sind somit, allein schon aufgrund
des enormen Besucherandrangs, vielfältige Gefahren verbunden, denen zumTeil mit
dem Erlass von Fernhaltemaßnahmen begegnet wird.12 Da sich auch in der Recht-
sprechung zahlreiche Entscheidungen zu Fernhaltemaßnahmen mit einem Bezug zu
Fußballspielen finden lassen, lag es nahe, die vorliegende Arbeit an diesem spezi-

9 Bäcker, Kriminalpräventionsrecht, S. 194 f.
10 Für die erste und zweite Bundesliga, siehe Bundesligastatistik des DFB, abrufbar unter:

https://www.dfb.de/bundesliga/statistik/zuschauerzahlen/; Für die 3. Liga, siehe Statistik zur 3.
Liga auf der Homepage des DFB, abrufbar unter: http://www.dfb.de/3-liga/statistik/zuschauer
zahlen/; beide Seiten zuletzt abgerufen am: 7.5.2019.

11 Zuschauerzahlen für die Regionalligen abrufbar unter: http://www.4-liga.com/regionalli
ga-suedwest/zuschauer-1718.html, mit weiteren Zuschauerzahlen zu den übrigen Regionalli-
gen, zuletzt abgerufen am: 7.5.2019.

12 Gädeke, Sportveranstaltungen als staatliche Herausforderung, S.102 ff.; Lege, VerwArch
1998, 71 (75 f.); Haurand, DNP 1994, 12 (12).
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